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Ausgestaltungder elektrischenStrassenbeleuchtung.DerGemeinderatsaus-¬
schussfür technischeAngelegenheitenhat beschlossendieGrinzinger-¬
Allee ,dieCobenzlstrasseunddieHimmelstrasseelektrischzubeleuchten.

DasPlanetariumin derWienerAusstellung.DiegrosseBedeutung,dieim
DeutschenReich demvon den Zeisswerken in Jena erbautenPlanetarium

der
zukommt ,hat die Messeleitungveranlasst anlässlich/heuerstattfindenden
Ausstellung„ WienunddieWiener "einPlanetariumdenBesucherndieser
Ausstellungdienstbarzumachen. AmMittwoch hat derGe¬

meinderatsausschussfür technischeAngelegenheitennacheinemBericht
des GemeinderatesSchützbeschlossendemAnsuchender WienerMesse. G.
umErrichtungdesprovisorischenKuppelbaueszurUnterbringungdesPla-¬
netariumszuentsprechen.DieserBau ,dereinenDurchmesservonrund22
MeterundeineHöhevonfünfzehnMeterhabenwird ,soll in derRasenflä-¬
che zwischendemMessepalastundder Museumstrasse ,ungefährin derMit¬

te zwischendemHaupteingangzumMessegebäudeundderMarishilferstrasse

errichtetwerden.NunwurdendieseGrundstücke ,dieEigentumdesStadd-¬
erweiterungsfondssindimJahre192)indasParkschutzgebieteinbezogen
undmit demBauverbotbelegt .Daes sich aber nur umdieErrichtung
einesprovisorischenhölzernenObjekteshandelt ,dasspätestensnachAb¬
lauf einesJahreswiederabgetragenwerdensoll ,hat derGemeinderats¬
ausschussderErrichtungdesPlanetariumsaufdiesenFlächenzugestimmt .
AndieErrichtungwurdedieBedingunggeknüpft,dassdiebestehende
Gartenanlage geschont und insbesondere der Baumbestand erhalten werden

muss.DasPlanetariumwirdsowohlalsMittelzurvolkstümlichenBeleh¬
als

rung der Bevölkerungüber das Wesendes Weltalls als auch/einebeson¬
dereAnziehungskraftfür dieauswärtigenBesucherderAusstellungall -¬
gemeinbegrüsstwerden.

DerSchillingstempelfür die ermässigtenArbeiter -undAngestellten
BahnkartenzDieBundesbahnverwaltungverlangt ,dass auf denAnweisungs-¬

formularenfürdieermässigtenFahrkartenfürArbeiterundAngestellte
derWohnsitzdesBewerbersvonderGemeindezubestätigenist .DasBun¬
desgesetzvom21 .Juli 1925hat nunVerwaltungsabgabeneingeführt ,die
vondenParteienzu bezahlensind .AufGrunddiesesBundesgesetzeswur¬

den vomBundund den Ländern Tarife für Verwaltungsabgabenbestimmt .

NachdiesenTarifenist fürjedebehördlicheBestätigungeineVerwaltung
abgabevoneinemSchillingzu entrichten .DieseVorschriftgiltselbste
verständlich auch für Wien .Diese Einnahmen ,so weit sie vomWienerMa¬
gistrateingehobenwerden,fliessenderGemeindeverwaltungzu ,wasinden
bundesgesetzlichenVorschriftendes erwähntenGesetzesbestimmtist .

DieGemeindeverwaltungist alsoaufGrundgesetzlicherBestimmungver-¬
pflichtet diese Gebühreinzuheben .
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